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Wissenschaftskommunikation stärken 

In dieser Woche wird ein Koalitionsantrag zur systematischen und umfassenden Stär-

kung von Wissenschaftskommunikation beraten. Der Antrag weist auf die Wichtigkeit 

von Wissenschaftskommunikation hin, nimmt Bezug auf moderne partizipative Ansätze 

und fordert die Bundesregierung auf, Wissenschaftskommunikation weiter zu stärken. 

Besonders in der Corona-Pandemie ist deutlich geworden, welchen Beitrag Wissen-

schaftskommunikation zu einer erfolgreichen Krisenbewältigung leisten kann. Kommu-

nikation und Vermittlung sollen deshalb künftig auf allen wissenschaftlichen Karriere-

stufen verankert werden. Zudem soll Wissenschaftskommunikation stärker als bisher in 

der Forschungsförderung und auch in der Leistungsbewertung von Forschenden und 

wissenschaftlichen Institutionen berücksichtigt werden. Um die kommunikative Kom-

petenz von Forschenden aufzubauen und zu verbessern, soll ein Sonderprogramm 

„Kompetenzaufbau Wissenschaftskommunikation“ geschaffen werden. Wenn For-

schende wegen ihrer Äußerungen in der Öffentlichkeit angefeindet oder bedroht wer-

den, sollen sie umfassende und schnelle Unterstützung erhalten. 

Zunehmend spielen auch partizipative Ansätze in der Wissenschaftskommunikation 

eine Rolle, etwa in Form von „Citizen-Science-Projekten“, bei denen interessierte Laien 

an Forschungsprojekten mitwirken. Im Antrag fordern SPD, Grüne und FDP deshalb eine 

Förderlinie für „Citizen Science“ und andere bürgerwissenschaftliche Vorhaben. Unab-

hängiger Wissenschaftsjournalismus soll angesichts des finanziellen Drucks in vielen Re-

daktionen durch eine neue Stiftung abgesichert werden. 

Ziel der Maßnahmen ist, das gesellschaftliche Interesse an und Vertrauen in Wissen-

schaft und Forschung zu stärken. Gelungene Wissenschaftskommunikation kann gegen 

Fake News und Desinformation wirken und so die Widerstandsfähigkeit einer Gesell-

schaft stärken. 

 

Bürgergutachten zu Ernährung wird debattiert 

Bürgerräte dienen dazu, Perspektiven von Bürger:innen in die politische Debatte einzu-

bringen und ihre Erwartungen, Vorstellungen und Forderungen an die politischen Ak-

teure zu formulieren. Im Mai 2023 hat der Deutsche Bundestag einen Bürgerrat zum 
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Thema „Ernährung im Wandel: Zwischen Privatangelegenheit und staatlichen Aufga-

ben“ eingesetzt. Insgesamt 160 Personen, die per Zufall ausgewählt wurden, haben ge-

meinsam mit Expert:innen aus Wissenschaft und Praxis mehrere Wochen über Heraus-

forderungen und Lösungen mit Blick auf eine gesündere und nachhaltigere Ernährung 

diskutiert. Darauf aufbauend wurden in einem abschließenden Gutachten des Bürger-

rats neun Empfehlungen für eine bessere Ernährungspolitik formuliert. Die Empfehlun-

gen werden in dieser Woche im Bundestag beraten und anschließend in den Ausschuss 

für Ernährung und Landwirtschaft überwiesen. 

Der Bürgerrat spricht sich für ein bundesweit gesundes und kostenloses Mittagessen in 

Kitas und Schulen, eine Pflicht zur Weitergabe von genießbaren Lebensmitteln durch 

den Einzelhandel an gemeinnützige Organisationen sowie für gesunde Lebensmittel 

ohne Mehrwertsteuer aus. Des Weiteren wird eine Lebensmittelkennzeichnung für die 

Bereiche Klima, Tierwohl und Gesundheit empfohlen. Zur Finanzierung des Umbaus der 

artgerechten Nutztierhaltung befürwortet der Bürgerrat eine zweckgebundene Ver-

brauchsabgabe auf tierische Produkte. Zudem macht sich der Bürgerrat für eine ge-

sunde, ausgewogene und angepasste Gemeinschaftsverpflegung in Krankenhäusern, 

Reha-, Senioren- und sonstigen Pflegeeinrichtungen, für eine Altersgrenze für Ener-

gydrinks sowie für mehr Personal für Lebensmittelkontrollen und bessere Transparenz 

stark. 

 

Neustrukturierung des Bundespolizeigesetzes 

Die Rechtsgrundlagen der Bundespolizei werden erstmals seit fast 30 Jahren reformiert: 

Das geltende Bundespolizeigesetz wird umfassend neu bearbeitet und strukturiert. Der 

entsprechende Gesetzentwurf der Bundesregierung, in dem die Befugnisse der Bundes-

regierung neu geregelt werden, wird in dieser Woche in 1. Lesung beraten. Damit sollen 

die Fähigkeiten und die Stellung der Bundespolizei gezielt gestärkt und an die technische 

Entwicklung und die aktuellen sicherheitspolitischen Herausforderungen und Gefahren-

lagen angepasst werden. 

Die Bundespolizei erhält neue Befugnisse zur Telekommunikationsüberwachung, für 

den Einsatz eigener Drohnen sowie zur Detektion und Abwehr von Drohnen, zur Spei-

cherung von DNA-Identifizierungsmustern sowie zum Erlass von Meldeauflagen und 



 

 4 

Aufenthaltsverboten. Die Bundespolizei soll auch besser vor Verfassungsfeinden ge-

schützt werden. Es wird eine Rechtsgrundlage für eine einfache Sicherheitsüberprüfung 

von Personen geschaffen, die dauerhaft für die Bundespolizei tätig werden sollen. Damit 

wird der Kreis der zu überprüfenden Personen erheblich ausgeweitet und der Schutz vor 

Extremist:innen verbessert, die von innen die Aufgabenerfüllung der Bundespolizei be-

hindern, gefährden oder unterwandern könnten. 

Darüber hinaus soll mit dem Gesetzentwurf, wie im Koalitionsvertrag vereinbart, eine 

Legitimations- und Kennzeichnungspflicht von Polizeivollzugsbeamten der Bundespoli-

zei eingeführt werden. Auch können sich Personen, die lageabhängig von der Bundespo-

lizei befragt werden, künftig Kontrollquittungen ausstellen lassen. Auf diesen werden 

etwa Ort, Zeit und Grund der Überprüfung angegeben. Damit soll das Vertrauen in die 

Arbeit der Sicherheitsbehörden gestärkt und Vorbehalte abgebaut werden, dass es zu 

Racial Profiling kommen könnte, das in Deutschland verboten ist. 

Durch die Reform werden auch EU-Vorgaben im Bereich des Datenschutzes umgesetzt. 

Damit erhält der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

zusätzliche Aufsichtsbefugnisse, wie zum Beispiel die Befugnis, Maßnahmen zur Beseiti-

gung von erheblichen Verstößen gegen datenschutzrechtliche Vorschriften anzuordnen. 

Außerdem setzt die Reform Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zur Sicherstellung 

elementarer rechtsstaatlicher Grundsätze um, etwa bei der Übertragung von Daten in 

andere Staaten sowie die Regelungen zur Erhebung von Daten, die durch den Einsatz 

verdeckter Maßnahmen erlangt wurden. 

 

Anpassung der Mindeststrafen des § 184b 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung „zur Anpassung der Mindeststrafen des Par-

agrafen 184b Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 des Strafgesetzbuches – Verbreitung, Erwerb 

und Besitz kinderpornographischer Inhalte“ wird in dieser Woche in 1. Lesung beraten. 

Zum 1. Juli 2021 wurde durch das Gesetz zur Bekämpfung sexualisierter Gewalt gegen 

Kinder der Tatbestand der Verbreitung, des Erwerbs und des Besitzes kinderpornogra-

phischer Inhalte (Paragraf 184b des Strafgesetzbuches – StGB) grundlegend neugefasst. 

Der Strafrahmen wurde erhöht, alle entsprechenden Taten sind demzufolge „Ver-

brechen“. 
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Damals wurde das Sexualstrafrecht verschärft, wie etwa die verschärften Höchststrafen 

von bis zu zehn Jahren. Dies wird beibehalten. Mit dem Gesetzentwurf wird aber auf 

Fehlwirkungen in der Praxis reagiert. Denn es gibt Fälle, in denen die Strafe nicht im Ver-

hältnis zur Tat steht. Aufgrund der Einstufung als Verbrechen kann auch in diesen Fällen 

das Verfahren nicht eingestellt werden. Das betrifft zum Beispiel Eltern oder Lehrkräfte, 

die kinderpornographisches Material weiterschicken, das sie bei ihren Kindern oder 

Schüler:innen gefunden haben, um auf den Missstand aufmerksam zu machen, über die 

Straftaten aufzuklären oder einen Missbrauch zu verhindern. Ebenfalls betroffen sind 

Missbrauchsopfer selbst, die Missbrauchsdarstellungen nie gelöscht haben. Auch der 

durch bestimmte Handyeinstellungen verursachte automatische Download von Fotos in 

einer Chat-Gruppe kann eine Strafbarkeit begründen, selbst wenn der Inhalt nach-

weislich nie angeschaut wurde. 

Diese Fälle binden erhebliche Ressourcen bei Polizei, Staatsanwaltschaften und 

Gerichten – Ressourcen, die bei der Verfolgung schwerer Sexualstraftaten dringend be-

nötigt werden. Aus diesem Grund unterstützen zurecht auch die Justiz- und Innenmin-

ister der Länder genau wie Polizei, Staatsanwaltschaften, Gerichte und Anwaltschaft 

eine Änderung des Gesetzes. Damit die Strafverfolgungsbehörden wieder angemessen 

auf diese Fälle am unteren Rand der Strafwürdigkeit reagieren können, soll nun die Min-

deststrafe auf sechs Monate festgelegt werden. So sollen Verfahren im Einzelfall wieder 

eingestellt oder durch Strafbefehl erledigt werden können. 

 

Standardisierte Ladekabel für Handys, Kameras und Kopfhörer 

„Hast Du mal ein Ladekabel für mein Handy, Modell XYZ?“ Diese Frage gehört bald der 

Vergangenheit an. Denn bis Ende 2024 soll USB-C zum Standard-Kabel für alle Handys, 

Kameras und Kopfhörer werden. Dieses Ziel verfolgt die Bundesregierung mit ihrem Ge-

setzentwurf zur Änderung des Funkanlagengesetzes, den der Bundestag in dieser 

Woche abschließend berät. Das Gesetz setzt die im Jahr 2022 novellierte EU-Funkan-      

lagen-Richtlinie in nationales Recht um. Diese Richtlinie soll eine Fragmentierung des 

Marktes bei Ladeschnittstellen und Ladeprotokolle von elektronischen Geräten mit 

Funkschnittstellen (vor allem Smartphones) verhindern oder reduzieren, die Verbrauch-

erfreundlichkeit verbessern, Ressourcen schonen und Elektronikabfälle verringern. 



 

 6 

Vorgesehen ist, die Ladeschnittstellen von kabelgebunden aufladbaren Mobiltelefonen 

und ähnlichen Kategorien oder Klassen von Funkanlagen (Tablets, Digitalkameras, 

Kopfhörer und Headsets, tragbare Videospielkonsolen, tragbare Lautsprecher, eBook 

Reader, Notebooks) bis Ende 2024 zu harmonisieren. Die Geräte können dann über einen 

einheitlichen Anschluss aufgeladen werden. Ab 2026 wird dieser Ladestandard dann 

auch für Notebooks gelten. Dann heißt es: Einheitskabel statt Kabelsalat. 

Das EU-weit einheitliche Ladekabel spart nicht nur Geld und Zeit, sondern hilft auch,        

Elektronikschrott zu reduzieren. 2020 kauften Verbraucher:innen in der EU etwa 420 

Millionen elektronische Geräte. Sie besitzen im Durchschnitt drei Ladegeräte, von denen 

sie regelmäßig zwei verwenden. Trotzdem gibt es immer wieder Probleme, weil sie 

gerade kein passendes Ladegerät zur Hand haben. 

 

Verteilung des Einkommensteueranteils der Gemeinden anpas-

sen 

Den Gemeinden steht ein Anteil von 15 Prozent am Einkommensteueraufkommen zu. 

Dieser Anteil wird von den Ländern auf die Gemeinden verteilt, auf Grundlage der Ein-

kommensteuerleistungen ihrer Bürger:innen. Dabei gelten Höchstbeträge, damit es zu 

einer gewissen Nivellierung von Steuerkraftunterschieden kommt zwischen Gemein-

den, die in Funktion und Größe gleich sind. Gleichzeitig muss jedoch ein gewisses Steuer-

kraftgefälle bei Gemeinden unterschiedlicher Funktion und Größe gewahrt werden. Um 

dies bei steigenden Einkommen sicherzustellen, prüfen Bund, Länder und die Kommu-

nalen Spitzenverbände alle drei Jahre, ob die Höchstbeträge angehoben werden müssen. 

Denn bei steigenden Einkommen würde bei gleichbleibenden Höchstbeträgen im Laufe 

der Zeit ein immer höherer Anteil der Einkommensteuerleistungen abgeschnitten. Dies 

würde das Einkommensteueraufkommen zwischen den Gemeinden weiter angleichen, 

was dem im Grundgesetz (Artikel 106 Absatz 5) verankerten Grundsatz der Verteilung 

des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer auf der Grundlage der Einkommen-   

steuerleistungen widerspricht. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht deshalb vor, die Höchstbeträge von der-

zeit 35.000 Euro für einzeln veranlagte Steuerpflichtige und 70.000 Euro für gemeinsam 

veranlagte Ehepaare auf 40.000 und 80.000 Euro anzuheben. Dieser Gesetzentwurf 

wird in dieser Woche abschließend beraten. 
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